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STAATSWIRTSCHAFT

Die Ineffizienz von Staat und Verwaltung
Mittel zu ihrer Begrenzung

AstridiRosenschon, Erlangen-Nürnberg

Zu den am wenigsten erforschten Erscheinungen eines Staatswesens gehört offensichtlich die Unwirt-
schaftlichkeit öffentlicher Einrichtungen. Kein finanzwissenschaftliches Lehrbuch enthält - analog zur
ausgefeilten Theorie der Marktschwächen (Market failures)-eine systematische und umfassende Analyse
der damit verbundenen Wohlfahrtsverluste einer Volkswirtschaft. Wie kommt es zu dieser Ineffizienz von
Staat und Verwaltung? Wie kann sie begrenzt werden?

Die Unwirtschaftlichkeit kollektiver Institutionen ist
weder neu noch auf marktwirtschaftlich organisier-

te Volkswirtschaften wie etwa die Bundesrepublik
Deutschland begrenzt. Die sozialistischen Staaten lei-
den sogar in einem besonderen Maße unter dieser ad-
ministrativen und politischen Ineffizienz. So spricht be-
reits Lenin von einem „faulen bürokratischen Morast"
und einem „toten Meer von Papier", in dem „unsere Ar-
beit untergeht".

Gegenwärtig haben die mit der Ineffizienz von Staat
und Verwaltung verbundenen Wohlfahrtsverluste je-
doch eine Dimension erreicht, die Wissenschaft und
Praxis alarmiert und beide zwingt, dringend nach We-
gen zu suchen, wie man sie und die ungerechte Vertei-
lung zwischen öffentlichen Abgaben einerseits und öf-
fentlichen Leistungen andererseits in erträglichen Gren-
zen halten kann. Darüber hinaus übt der kollektive
Zwang, ohne den kein Gemeinwesen lebensfähig ist, ei-
nen starken Entfremdungseffekt auf die einzelnen Bür-
ger aus, läßt die Eigeninitiative verkümmern, zerstört je-
de Spontaneität und Risikofreude und führt letztlich zur
Staatsverdrossenheit.

Um in einem Gemeinwesen ökonomisch und politisch
sinnvolle Entscheidungen zu fördern oder zu erzwin-
gen, sollte man
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D die Finanzierung stärker als bislang an die öffentli-
che Leistung koppeln und

D die regionale Verteilung der Aufgaben grundsätzlich
am Kriterium ihres Wirkungskreises ausrichten.

Eine der wichtigsten Ursachen für eine potentielle
Ineffizienz in einem Gemeinwesen liegt im (übersteiger-
ten) Anspruchsdenken seiner Mitglieder, weil Personen
oder ganze Wählergruppen meinen, öffentliche Güter
seien kostenlos oder würden „anderweitig" finanziert1.
Die Kosten oder gar der tatsächliche „Preis", der für die
Nutzung bezahlt wird, sind infolge des sogenannten
Nonaffektationsprinzips (Nichtzweckgebundenheit der
Steuern) weitgehend weder dem einzelnen noch der
begünstigten Gruppe oder dem Staat als Anbieter be-
kannt. Um einer solchen Forderungsmentalität des An-
spruchsdenkens (mit all ihren Auswüchsen) vorzubeu-
gen, die mit einem verdeckten Anstieg der Steuerquote
verbunden ist, sollte man die Nutznießer, die Zahlenden
und die Entscheidungsträger im Sinne einer Äquivalenz
auf allen Ebenen räumlich, sachlich, personell und zeit-
lich miteinander verbinden. Will man Lasten und Nutzen
umverteilen, stehen bessere Instrumente als Nulltarife
zur Verfügung.

Jede Region sollte zunächst nach dem Subsidiari-
tätsprinzipdie Möglichkeit haben, eigene Einrichtungen
und öffentliche Leistungen, die vorwiegend ihr selbst.

' Zu den Ursachen vgl. auch H.C. R e c k t e n w a l d : Potential Wei-
fare Losses in the Public Sector. Anatomy of the Nature and Causes, in:
H. H a n u s c h (Hrsg.): Anatomy of Government Deficencies, Wayne
State University Press, Detroit 1981, S. 122-160.
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zugute kommen, auch selbst finanzieren zu können. Die
geeignete Form hierfür wäre ein Trennsystem. Sind re-
gional abgrenzbare Nutznießer- und Wählergemein-
schaften nämlich gezwungen, „ihre" öffentlichen Güter
aus eigenen Finanzquellen anstatt aus allgemeinen
Budgetzuweisungen zu decken, die unbeteiligte Dritte
finanzieren, wird jede übersteigerte Nachfrage in der
politischen Abstimmung gebremst2. Da die Wähler in
diesem System auch mit den Kosten ihres lokalen An-
gebotes ständig konfrontiert werden, sind sie überhaupt
erst in der Lage, den wirklichen Wert einer öffentlichen
Leistung anhand des von ihnen zu tragenden Aufwan-
des (Nutzenverzicht) zu beurteilen. Nicht ein (unbetei-
ligter) Dritter bewertet und entscheidet, sondern der
Nutznießer und Belastete. Auf diese Weise wird die
Nachfrage nach öffentlichen Gütern letztlich von der
Zahlung und nicht von einer dubiosen Zahlungsbereit-
schaft der Mitglieder eines Gemeinwesens abhängig
gemacht.

Ist demgegenüber unbekannt, welche Region die La-
sten trägt, so fragen alle Nutznießergruppen zumindest
die „Sättigungsmenge" nach und alle politischen Gre-
mien (einschließlich der Verwaltung) streben nach ei-
nem überhöhten Angebot. Übersteigerte Ansprüche
führen automatisch zu einer Verschwendung knapper
Ressourcen. Ein räumlicher Verbund oder eine Interna-
lisierung der Nutzen und Abgaben ermöglicht und för-
dert somit ökonomische Entscheidungen der Wähler
und Anbieter.

Auch bietet ein föderatives Staatswesen einen stär-
keren Schutz für Minderheiten, als dies vergleichsweise
in einem Zentralstaat der Fall ist: Würde die Majorität

2 Ob und wie dieses Prinzip erstens bei Überlappungen der Nutzen und
zweitens bei größenbedingten Kostensenkungen durchbrochen wer-
den sollte, wird an anderer Stelle begründet. Vgl. H. C. R e c k t e n -
w a l d : Finanzwissenschaft und Geldlehre, Stuttgart 1982; H. F.
W u s t : Föderalismus, Göttingen 1981.

versuchen (im Extremfall können 51 % der Bevölke-
rung die „restlichen" 49 % zur Finanzierung aller öffent-
lichen Leistungen zwingen), die Kosten staatlicher Ein-
richtungen auf die anderen Mitglieder abzuwälzen, so
liefe sie Gefahr, Gruppen, die weit mehr beisteuern, als
sie vom Gemeinwesen erhalten, zum Wechsel des
Wohn- und Arbeitsortes zu veranlassen.

Gebührenprinzip

Öffentliche Leistungen, die nur einer bestimmten
Gruppe zugute kommen, sollte man nach dem Do-ut-
des-Prinzip finanzieren. Sofern diese direkte oder nut-
zen- und leistungsbezogene Finanzierung vom Verwal-
tungsaufwand her vertretbar ist, kann man dadurch si-
cherstellen, daß nicht anonyme Dritte via allgemeine
Abgaben, sondern die Nutznießer selbst die Lasten tra-
gen. Eine transparentere Finanzierung wirkt hier nicht
nur im Sinne der Leistungs-, sondern auch der Vertei-
lungsgerechtigkeit. Finanzwissenschaftliche Studien
könnten die Anwendungsmöglichkeiten solch spezieller
Steuern erforschen, um dadurch das Einnahmewesen
durchsichtiger zu machen.

Kann man die Nutznießer individuell ermitteln und
das Ausschlußprinzip anwenden, sollte man Gebühren
erheben: Denn dadurch werden ökonomisch sinnvolle
Konsumentscheidungen erzwungen, was auch zu opti-
malen Kapazitäten öffentlicher Behörden führt: Der ein-
zelne Bürger dürfte das Gut nur dann „kaufen" (nutzen),
wenn er es höher oder zumindest ebenso hoch ein-
schätzt als den entgangenen Nutzen in einer alternati-
ven Verwendung des Geldbetrages (Opportunitätsko-
sten).

Auch das „Gefühl" eines Mangels (selbst bei einem
verdeckten Angebotsüberhang), das sich in politischen
Forderungen und Ansprüchen manifestiert, wäre besei-
tigt, wenn man die Kosten intemalisieren und dem Nutz-
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nießer anlasten würde. Sofern man die Nutznießer aus
sozialen Gründen nicht mit den tatsächlichen Kosten ih-
res Konsums belasten möchte, wäre zumindest an ein
System von Gutscheinen (unter Berücksichtigung der
damit verbundenen Verwaltungskosten) zu denken.
Dies würde den einzelnen sichtbar mit den Lasten kon-
frontieren, die seine Nutzung öffentlicher Dienste der
Volkswirtschaft aufbürdet. Ein maßvolleres Verhalten
könnte die Folge sein, wenn nicht der Sinn für Fairneß
oder Nehmen und Geben verkümmert ist.

In der politischen Praxis macht man vom Gebühren-
prinzip bisher noch wenig Gebrauch. Wie eine Analyse
von Münch3 belegt, sind die Anwendungsmöglichkeiten
dieser Finanzierungsalternative bei weitem noch nicht
ausgeschöpft. Selbstverständlich muß mit der Anwen-
dung des Gebührenprinzips eine scharfe Kontrolle der
Kosten der Leistungen einhergehen, zumal die Behörde
die Leistungen als absoluter Monopolist anbietet oder
sogar selbst erstellt. Allein der fehlende Anreiz oder
Druck, technische Neuerungen in staatlichen Verwal-
tungen einzuführen, verhindert, daß öffentliche Dienste
zu Minimalkosten zur Verfügung gestellt werden, was
zu beträchtlichen Ressourcenverlusten führt.

i

Je mehr es in einem Finanzsystem also gelingt, die
Kosten mit den Nutzen zu verbinden, sei es beim Nutz-
nießer und Zahlenden, sei es bei den politischen Ent-
scheidungsträgern, um so leichter läßt sich das An-
spruchsdenken und damit die falsche Bewertung öffent-
licher Dienste (mit ihren ineffizienten Folgen) zurück-
drängen.

Anbindung der Entscheidungsträger

Aber nicht nur die Finanzierung der Leistung sollte
stärker an die kollektive Entscheidung über das Ange-
bot geknüpft werden. Zu prüfen ist auch, ob die beste-
hende Aufgabenverteilung dem Grundsatz entspricht,
über die eigenen Belange selbst zu bestimmen. Denn
die Gefahr, daß knappe Ressourcen falsch eingesetzt
werden, ist um so geringer, je mehr diejenigen Gruppen
über die öffentlichen Leistungen (und Kosten) entschei-
den, die davon unmittelbar betroffen sind. Reformen zur
Erhöhung der Effizienz sollten daher versuchen, die
Entscheidungsträger in Staat und Verwaltung weitge-
hend an diejenigen anzubinden, die die Auswirkungen
in Form von Nutzen und Kosten spüren.

Entscheiden Gemeinden oder Länder- und nicht et-
wa die übergeordneten Gebietskörperschaften - über
ihre eigenen Angelegenheiten selbst, so kann sowohl
eine potentielle Über- als auch Unterversorgung weitge-

3 K. N. M ü n c h : Kollektive Güter und Gebühren - Elemente einer
Gebührentheorie für Kollektivgüter, Göttingen 1976.

hend in Grenzen gehalten werden. Die Politiker und Bü-
rokraten kennen dann die örtlichen Gegebenheiten, so
daß Überkapazitäten infolge mangelnder Kenntnis des
regionalen Bedarfes weniger wahrscheinlich sind, als
wenn „Ortsfremde" entscheiden würden. Ebenso wird
einer (partiellen) Unterversorgung vorgebeugt. Wissen
nämlich die Wähler, daß ihre Steuern für eigene und
nicht für fremde Zwecke verwendet werden, dann wer-
den sie über die politische Abstimmung so viele Güter
fordern, wie sie selbst nutzen können und dafür zu zah-
len bereit sind.

Idee der Selbstbestimmung

Die Steuerung des kollektiven Angebots durch indivi-
duelle Präferenzen funktioniert also relativ gut, wenn die
unmittelbar Betroffenen über die Nutzen und Lasten di-
rekt oder indirekt entscheiden. Wird dagegen auf einer
zu hohen föderativen Ebene über Maßnahmen mit ei-
nem räumlich begrenzten Nutzenradius abgestimmt, so
führt das zu unnötiger Intransparenz und Anonymität.
Es entsteht dadurch das Gefühl, daß man die Vorteile
anderer Gruppen finanzieren muß, ohne dafür sichtbare
Gegenleistungen zu erhalten. Aus diesem (latenten)
Unbehagen heraus, anonyme Schwarz- oder Freifahrer
zu unterstützen, können sich Lücken in der Versorgung
mit öffentlichen Leistungen ergeben. Diese Gefahr ist
für Nutznießergruppen groß, deren Präferenzen sich
stark vom Durchschnitt unterscheiden. Schließlich soll-
te man bestrebt sein, den Grundsatz, daß niemand über
eine Abgabe mitentscheiden sollte, der nicht von ihr be-
troffen ist, wo immer es möglich ist, sinnvoll anzuwen-
den.

Folgt man der Idee der Selbstbestimmung, so ge-
winnt neben der regionalen auch eine sachliche Dezen-
tralisierung an Bedeutung. Über Leistungen, die einer
überschaubaren und abgrenzbaren Gruppe zugute
kommen, sollten nach Möglichkeit die Interessierten
und nicht ein politisches Gremium entscheiden. Sofern
solche gruppenspezifischen Güter durch private Initiati-
ve (Verbände, Vereine) angeboten werden können,
wird auf diesem Wege die Effizienz am besten gesi-
chert, da die Betroffenen selbst über die Angebotsmen-
ge und die Verteilung der Lasten entscheiden und nicht
etwa die gesamte Bevölkerung einer Gemeinde. Das
Schwarz- oder Freifahrer-Verhalten wird weitgehend
ausgeschaltet, da der Zusammenhang zwischen ver-
schwenderischer Nutzung und dem eigenen Kostenan-
teil erkennbar ist. Das gleiche gilt für die Frage der opti-
malen Kapazität. Tennisanlagen oder gemeinsame
Fersehantennen sind Beispiele hierfür.

Eine zweite Gruppe von Maßnahmen betrifft das ka-
meralistische Rechnungswesen des Staates. Dieses ist
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nicht nur im technischen Zeitalter der Elektronik anti-
quiert, sondern verhindert als einfache Einnahme-Aus-
gaben-Rechnung auch eine sinnvolle Erfassung des
volkswirtschaftlichen Nettoertrags. Die Finanzwissen-
schaft hat einige Rechensysteme entwickelt, die den Er-
folg eines Regierungsprogramms, zumindest ansatz-
weise, erfassen, wobei auch die Folgen der unterlasse-
nen Maßnahmen einbezogen werden.

Neue Budgetkonzepte

Das PPBS (Planning-Programming-Budgeting-Sy-
stem) integriert Ziele, Planung und Kontrolle. Es erfor-
dert eine aufgabenorientierte Ministerial- und Verwal-
tungsstruktur, um Ziele, nach Programmen und Projek-
ten abgestuft, übersichtlich auf die verantwortlichen
Entscheidungsträger aufzuteilen. Im Gegensatz zum
traditionellen Verwaltungsbudget ist das PPBS erfolgs-
oder outputorientiert, da es versucht, öffentliche Ausga-
ben von den Zwecken herzu rechtfertigen und den Net-
tonutzen einzelner Projekte soweit wie möglich zu er-
fassen und in Geldeinheiten auszudrücken. Ist eine
Quantifizierung nicht möglich, behilft man sich notfalls
mit indirekten Vergleichen oder verbalen Begründun-
gen.

Noch pragmatischer ist das Zero-Base-Budget-Sy-
stem, oder der Haushalt auf der Basis Null, ausgerich-
tet: Es soll das Status-quo- und Routine-Denken in Poli-
tik und Bürokratie abbauen helfen. Zu Beginn einer Le-
gislaturperiode muß jeder Ressortleiter begründen,
warum er seine Programme und Projekte für notwendig
erachtet und warum sie im Vergleich zu alternativen
Programmen und Projekten volkswirtschaftlich ertrag-
reicher sind. Diese Haushaltstechniken zwingen Politi-
ker zum Denken in Alternativen. Auch wird die Entschei-
dung versachlicht, weil die Wohlfahrtseffekte der
Staatsausgaben weitgehend erfaßt werden. Außerdem
wird das (faktische) Eigengewicht der Bürokratie abge-
baut, wenn der Haushalt eines Ressorts weniger vom
früheren Sach- und Personaletat der Verwaltung ab-
hängt (Mittel- oder Inputbezogenheit), sondern von den
konkreten Zielen, Programmen und Projekten.

Nutzen-Kosten-Analyse

Die Nutzen-Kosten-Analyse versucht als moderne
Entscheidungshilfe den volkswirtschaftlichen Wert ei-
ner staatlichen Maßnahme zu bestimmen, indem sie die
abgezinsten Nutzen und Kosten (auch die externen und
intangiblen) erfaßt, soweit wie möglich bewertet und
miteinander vergleicht. Auswahlkriterium kann dann die
Differenz zwischen bewertetem Input und Output oder
deren Quotient sein. Sind Werturteile erforderlich, so
werden diese offengelegt, so daß eine sachliche Ent-
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Scheidung erleichtert wird. Selbst in ihrer einfachsten
Form kann die Nutzen-Kosten-Analyse mit Hilfe von
realen Indikatoren oder als Kostenwirksamkeitsanalyse
die finanzielle Effizienz messen helfen.

§ 7 der Bundeshaushaltsordnung schreibt zwar für
staatliche Großprojekte eine Nutzen-Kosten-Analyse
vor, doch wird nach wie vor ein breites Feld für Wirt-
schaftlichkeitsrechnungen ausgespart. So wissen wir
nicht, wie wirtschaftlich die Verwaltung die Steuern er-
hebt, verwaltet oder wieder verausgabt. Insbesondere
bei Bagatellsteuern müßte man sich fragen, ob die Ver-
waltungskosten nicht höher als die Erträge für den Fis-
kus sind. Auch erscheint es dringend geboten, die Ge-
setzgebung (einschließlich dem Verordnungs- und Ju-
stizwesen) nach ökonomischen Gesichtspunkten
gründlich zu durchleuchten. Niemand kennt die mit ei-
nem Gesetz verbundenen direkten Kosten. Was (an-
geblich) mehr Gerechtigkeit kostet, weiß man nicht.
Nicht einmal die Folgekosten im primitiven Sinne von
einmaligen und fortlaufenden Mehrausgaben im Etat
sind der Regierung bekannt, geschweige denn die indi-
rekten Kosten. Ebenso fehlen Informationen über die
Belastung, die die private Wirtschaft aufgrund von Re-
geln und Vorschriften tragen muß.

Offenlegung von Wahlgeschenken

Die Reformen sollten auch darauf abzielen, die Um-
verteilungseffekte des Haushaltes4 zu erfassen und
auszuweisen, um die meßbare Gerechtigkeit durchsich-
tig zu machen und ein Freifahrer-Verhalten offenzule-
gen. Dabei sollten die Lasten und Vorteile für die einzel-
nen Einkommensgruppen einander gegenübergestellt
werden. Das wirkt auch einem möglichen Überangebot
an öffentlichen Leistungen entgegen. So kann man den
Umfang von „Wahlgeschenken", die letztlich anonym
über erhöhte Steuern oder eine wachsende Verschul-
dung finanziert werden, nachweisen, weil der Nettoer-
folg der Budgetpolitik nachprüfbar wird. Die Politiker
müssen sich dann definitiv dazu äußern, welche Grup-
pen sie nettobegünstigen und welche sie nettobelasten
wollen. Ein primär ausgabebezogenes „Werben" um
Wähler wäre nicht mehr möglich, da gleichzeitig Re-
chenschaft über die Höhe und Verteilung der Lasten ab-
gelegt werden muß.

Obwohl die Verwaltung ein rein ausführendes Organ
für Parlament und Regierung sein sollte, ist sie de facto
ein relativ eigenständiges Allokationssystem. Über die
Anmeldung des Bedarfes (nicht der Deckung!) hat sie
einen wesentlichen Einfluß auf das Angebot an öffentli-

4 Vgl.K.-D. G r ü s k e : Die personale Budgetinzidenz- Eine Analyse
für die Bundesrepublik-, Göttingen 1978.
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chen Leistungen. Dabei wird nicht einmal die finanzielle
Effizienz auf der untersten Ebene überprüft. Zudem sind
die Behörden vom Bürger in seiner Eigenschaft als
Wähler abgeschirmt, so daß ein Sanktionsmechanis-
mus fehlt.

Aus einer Vielzahl von Maßnahmen, mit deren Hilfe
man das Leistungsprinzip und den Wettbewerb stärker
in die bürokratischen Entscheidungen einbeziehen
kann, seien nur einige herausgegriffen:

Auf die Vorteile des PPBS und der Nutzen-Kosten-
Analyse wurde bereits hingewiesen. Beide Techniken
können wesentlich dazu beitragen, die Allokation einem
Optimum (nach Höhe und Struktur) anzunähern. Der
negative Einfluß einer unabhängigen Verwaltung wird
dadurch abgebaut und durch eine Orientierung an den
Präferenzen der Wähler ersetzt.

Messung der Verwaltungseffizienz

Die Ermittlung von Leistungskennziffern für die Ver-
waltungseffizienz ist eine wichtige Voraussetzung, um
das Prinzip von Anreiz und Strafe als Grundlage eines
flexiblen Lohnsystems und Beamtenrechts anwenden
zu können. Wenn auch eine exakte Quantifizierung der
Produktivität von Bürokratien auf Grenzen stößt, so las-
sen sich doch Orientierungspunkte angeben.

Das einfachste Verfahren wäre, den strengen Kame-
ralismus abzuschaffen. So dürften Einsparungen im
Sach- und Personaletat nicht durch Budgetkürzungen
im nächsten Jahr bestraft werden. Statt dessen sollte
man jede Anstrengung, das genehmigte Budget nicht
voll auszuschöpfen, belohnen. Ähnliche Anreize sollten
für Rationalisierungen und den sinnvollen Einsatz tech-
nischer Verfahren vorgesehen werden, die mit einem
raschen Aufstieg in der bürokratischen Hierarchie ge-
koppelt sind. Der einzelne Behördenleiter wäre somit
selbst in der Lage, sein Einkommen und Ansehen durch
persönlichen Mehreinsatz zu steigern. Eigeninitiative
und Eigennutz würden auf diese Weise das Gemein-
wohl fördern helfen. Würden nun die höheren Gehälter
der innovativen Beamten durch die bei einem verzöger-
ten Aufstieg der inaktiven Beamten eingesparten Mittel
finanziert, könnte man bei einem gleichen Mitteleinsatz
für eine zusätzliche Motivation sorgen und damit die
Versorgung der Bevölkerung erhöhen.

Auch sollten alle Behörden gezwungen werden,
gleichsam „Bilanz zu ziehen", indem sie über Leistung
und Mitteleinsatz (zumindest) anhand von physischen
und technischen Indikatoren berichten. Dadurch wird
es, in Grenzen, auch möglich, Ämter miteinander zu
vergleichen. Flankierend könnte man Arbeitsplatzstu-
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dien durch neutrale Gutachter durchführen lassen. Auf
diese Weise ließe sich die Leistung eines Behördenvor-
stehers besser an unternehmerischen Maßstäben mes-
sen lassen, als dies in unserem überformalistischen und
ausgabenbezogenen System der Fall ist. Natürlich sind
auch die Grenzen und Schwächen derartiger Messun-
gen zu beachten.

Einbau von Konkurrenzelementen

Um Elemente der Konkurrenz in den bürokratischen
Apparat einzubauen, ist die Verwaltung in den Fällen, in
denen dies sinnvoll ist, zu dezentralisieren. Würde man
Lohnzu- oder -abschlage entsprechend der Abweichun-
gen von den erzielten Durchschnittswerten aller dezen-
tralisierten Verwaltungseinheiten vornehmen, würde
dadurch der Wettbewerb zwischen den Verwaltungen
stimuliert werden. Zudem sichert ein Vergleich zumin-
dest zweierlei: erstens mehr Transparenz für den ver-
antwortlichen Politiker und zweitens ein an der Effizienz
orientiertes Verhalten des Behördenleiters, zumal damit

' Gehalt und Ansehen gekoppelt sind.

Diese potentielle Konkurrenz unter den Behörden
läßt sich auch über die Bürger als Nachfrager erreichen.
Zwei Möglichkeiten bieten sich hierbei an: Während
beim Gebührenprinzip der Nutznießer unmittelbar
selbst bezahlt, erhält er bei der Subjektsubventionie-
rung einen Zuschuß. Finanzieren die Nachfrager das
Angebot der Bürokratie direkt, erzeugt dies mehr Druck
in Richtung einer effizienten Mittelverwendung als bei
einer anonymen Finanzierung über den Staatshaushalt.
Denn wandert ein unzufriedener Nutznießer ab, so sin-
ken automatisch die Einnahmen. Ein Vergleich zwi-
schen den „Markf'-Einnahmen und den Kosten könnte
die Wirtschaftlichkeit offenlegen und wäre ein Maßstab
für die Lohnzu- oder -abschlage. Dadurch würde das In-
teresse der Behördenleiter geweckt, die Kosten zu sen-
ken und die Qualität zu verbessern, um mehr Nachfra-
ger zu gewinnen. Im jetzigen System profitieren demge-
genüber die Bürokraten von einer sinkenden Nachfra-
ge, weil sie bei unverändertem Einkommen weniger lei-
sten müssen.

Außerdem sollte man, um Leistungsanreize. und
Sanktionen zu gewährleisten, soweit wie möglich auf
den Markt zurückgreifen. Dazu gehört die Abschaffung
aller marktinkonformen und wettbewerbslähmenden
Privilegien öffentlicher Unternehmen ebenso wie eine
verstärkte Reprivatisierung. Bei „klassischen" öffentli-
chen Aufgaben ist zu fragen, inwieweit sich Teilfunktio-
nen nicht auf private Unternehmen übertragen lassen
oder ob nicht zumindest (kündbare) Angestellte die Tä-
tigkeit von Beamten ausführen könnten.
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